VEREINBARUNG
über die Errichtung einer Gesellschaft nach bürgerlichem Recht

Maschinengemeinschaft …………………….

Abgeschlossen zwischen

I. Zweck und Sitz der Gesellschaft
Zweck der Gesellschaft ist der gemeinschaftliche Erwerb von landwirtschaftlichen Maschinen und deren rationeller Einsatz bei Landwirten, Maschinenringservice und außerlandwirtschaftlichen Tätigkeiten.

Der Sitz der Gesellschaft befindet sich in …………………………….

II. Beginn und Dauer
Die Vereinbarung tritt mit der Unterfertigung durch sämtliche Vertragsparteien in Kraft und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.

Die Gesellschafter verpflichten sich für die Zeit eines aushaftenden Fremdkapitals auf Ihr Kündigungsrecht zu verzichten. Nach vollständiger Tilgung des aushaftenden Fremdkapitals kann unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist zum Ende eines jeden Geschäftsjahres mittels eingeschriebenen Briefes an die Geschäftsführung aufgekündigt werden. Das Recht auf Kündigung aus wichtigem Grund nach den einschlägigen Bestimmungen des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches geht deshalb nicht verloren. 
III. Geschäftsjahr
Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr ist ein Rumpfwirtschaftsjahr, es beginnt am Tag der Unterfertigung des Vertrages und endet am 31.12. desselben Jahres.

IV. Eigentumsverhältnisse, Einlagen
Bezüglich der gemeinsamen angeschafften land- und forstwirtschaftlichen Maschine ……………. ergeben sich folgende Eigentumsverhältnisse bzw. Einlagen:

Sämtliche Gesellschafter leisten dieselbe Einlage, sind zu gleichen ideellen Anteilen beteiligt und haften zu gleichen Teilen.

V. Geschäftsführung und Beschlussfassung
Die Geschäfte werden im Innenverhältnis von allen am Vertrag beteiligten Gesellschaftern gemeinsam geführt. Nach außen hin, das heißt gegenüber Dritten, sind Herr / Frau ………………….. und Herr / Frau ……………………., jeder selbständig, zur Vertretung befugt. Bei Meinungsverschiedenheiten ist im gewöhnlichen Geschäftsbereich die einfache Gesellschaftermehrheit erforderlich. Gleiches gilt für die Beschlussfassung hinsichtlich des außergewöhnlichen Geschäftsbereiches jedoch mit dem Zusatz, dass den Überstimmten das Recht eingeräumt wird, eine Sicherstellung für jene Rechtsnachteile zu verlangen, welche mit der Ausführung der unerwünschten Maßnahmen verbunden sind.

Jedem/r Gesellschafter/in steht ein Stimmrecht zu.

(Bezüglich der Geschäftsführung besteht die Möglichkeit, jedem/r Einzelnen bestimmte Kompetenzen einzuräumen).
Zum außergewöhnlichen Geschäftsbetrieben gehören insbesondere folgende Tätigkeiten:

· Verkauf der Maschine

· Aufnahme eines weiteren Gesellschafters

· Reparaturkosten über Euro ……..

· Jede Preisänderung für die Benützung

· Kosten für die Unterbringung und Wartung

Alle anderen Tätigkeiten fallen unter den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb.

VI. Sorgfalt
Die Gesellschafter haben bei Erfüllung der ihnen obliegenden Verpflichtungen für diejenige Sorgfalt einzugestehen, die sie in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegen. Bei Verstößen gegen diese Sorgfalt greifen die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen. 

VII. Jahresergebnis und Ergebnisverteilung
Das Jahresergebnis wird durch eine Einnahmen-Ausgaben-Rechung bestimmt, welche spätestens innerhalb von drei Monaten nach Abschluss eines jeden Geschäftsjahres aufzustellen und einvernehmlich zu genehmigen ist.

Bezüglich der Ergebnisverteilung werden nachstehende Vergütungen vereinbart: 

Am Gewinn oder Verlust werden alle Gesellschafter zu gleichen Teilen beteiligt.

VIII. Kündigung und Ausschluss eines Gesellschafters
Die Ausschließung eines Gesellschafters kann nur erfolgen, wenn

· Über das Vermögen eines Gesellschafters der Konkurs eröffnet wird,

· Der/ die GesellschafterIn durch grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz der Gesellschaft einen Nachteil zugefügt hat oder

· Der/ die GesellschafterIn dauernd unfähig geworden ist, die ihm/ ihr vertraglich übertragenen Obliegenheiten zu erfüllen.

Nach dem Ausschluss eines Gesellschafters ist bezüglich seines Anteiles wie folgt vorzugehen:

Es bedarf einer Versammlung der restlichen GesellschafterInnen und eines einstimmigen Beschlusses über den freigewordenen Anteil.

IX. Auflösung der Gesellschaft
Die Auflösung der Gesellschaft erfolgt durch:

· Gesellschafterbeschluss

· Ausscheiden des vorletzten Gesellschafters

· Untergang der angeschafften Maschinen ohne Ersatzbeschaffung.

X. Liquidation
Nach Auflösung der Gesellschaft hat die Liquidation stattzufinden. Sie erfolgt durch sämtliche Gesellschafter als Liquidatoren. Diese haben die laufenden Geschäfte zu beendigen, die Forderungen einzuziehen, das übrige Vermögen in Geld umzusetzen, sowie die GläubigerInnen zu befriedigen.

XI. Benutzerordnung
Hinsichtlich der Benützung der Maschine wird auf die im Anhang 1 befindliche Benutzerordnung verwiesen, welche ausdrücklich zum Vertragsinhalt erklärt wird.

XII. Versicherungen
Es wird eine Feuerversicherung abgeschlossen.

XIII. Schiedsklausel
Bei Streitigkeiten aus diesem Vertag unterwerfen sich die Streitparteien vor Anrufung eines ordentlichen Gerichtes einem Schiedsspruch. Dazu entsendet jede Streitpartei eine Person ihres Vertrauens, der/ die Vorsitzende des Dreiersenates wird von der Gesellschafterversammlung bestimmt. Fachkundigen Personen, wenn möglich aus dem Maschinenring, ist bei der Nominierung der Vorzug zu geben. Das Schiedsgericht entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit. Ist eine Streitpartei mit dem Schiedsspruch nicht einverstanden, steht ihr der ordentliche Rechtsweg offen.

XIV. Gerichtsstandvereinbarung
Als Gerichtsstand für alle aus diesem Vertag ergebenden Rechtsstreitigkeiten wird das Bezirksgericht ……………… bestimmt.

XV. Sonstiges
Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform; Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.

Allfällige, mit der Errichtung des Vertrages verbunden Kosten und Gebühren, werden von der Gesellschaft getragen.

Sollte eine der Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages nicht rechtswirksam sein oder werden, wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Vertragsbestimmungen nicht berührt. Die GesellschafterInnen verpflichten sich vielmehr, anstelle der rechtsunwirksamen Bestimmungen unverzüglich solche zu beschließen, die dem Zweck der unwirksamen Bestimmungen am nächsten kommen. Das Selbe gilt für den Fall des Vorliegens einer ergänzungsbedürftigen Lücke, wobei sich die Vertragsparteien verpflichten, das zu beschließen, was sie unter Berücksichtigung von Sinn und Zweck dieses Vertrages vereinbart hätten, wenn ihnen die Lücke bei Vertragsschluss aufgefallen wäre.
Anhang 1

BENUTZERVERORDNUNG

1) Eigentümer Maschinengemeinschaft ……………………….

2) (Maschine)
3) Einsatzteilung

Für die Koordination und Einsatzplanung der Maschinengemeinschaft ist Frau / Herr ……………….zuständig.

Grundsätzlich wird der Einsatz nach der Reihenfolge der Anmeldungen gereiht. Arbeiten bei Mitgliedern haben Vorrang gegenüber Arbeiten bei Nichtmitgliedern. Den Gesellschaftern ist in jedem Fall der Vorzug zu geben.

Die Verrechnung erfolgt durch Eintragung- und Unterschrift im Fahrtenbuch über die MR-Geschäftsstelle.

4) Schäden, die fahrlässig entstehen, muss der Verursacher tragen. Schäden, die durch normale Abnützung und Verschleiß entstehen werden durch die Gesellschafter abgegolten.

5) Unterbringung, Wartung und Pflege erfolgt durch Frau / Herrn ………………………........ Die Kosten hier für belaufen sich auf EUR ……… jährlich und können alljährlich durch Gesellschaftsbeschluss verändert werden.

6) Rückbringpflicht

Die Maschine ist nach Beendigung der Arbeit unverzüglich gereinigt zum Unterbringungsplatz zurück zu bringen.
7) Verrechnungspreis

Für Mitglieder 

EUR ……….. + 12%

Für Nichtmitglieder

EUR …..…… + 12%

